
  
  

Gebührensatzung vom 14. Dezember 2018 

zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Langerwehe 

vom 8. Dezember 2017 

Lesefassung vom 27.07.2023 

Aufgrund der §§ 7 und 76 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein Westfa­ 

len vom 14. Juli 1994(SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. März 

2 000(GV. NRW. S. 245) - SGV. NRW. 2023-, der §§ 2, 4, 6, 7, 12 und 20 des Kommu­ 

nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 

969(SGV. NRW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 1999(GV. 1 

NRW. 1999, S. 718), des § 65 Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen(LWG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995(SGV. NRW. 77), Änderung vom 

25. September 2001(GV. NRW. S. 734) in Verbindung mit der Entwässerungssatzung 

der Gemeinde Langeꢀ ehe vom 8. Dezember 2017 in der derzeit gültigen Fassung, hat 

der Rat der Gemeinde Langerwehe in der Sitzung am 13. Dezember 2018 folgende Sat­ 

zung beschlossen: 

§ 1 

Abwassergebühren 

(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Gemeinde 

nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 54 LWG NRW Abwassergebühren (Benut­ 

zungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Ver­ 

bandslasten nach § 7 KAG NRW. 

(2) In die Abwassergebühr wird nach § 2 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW eingerechnet: 

- 

- 

- 

die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde(§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

AbwAG NRW), 

die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser(§ 2 Abs. 1 Satz 

Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW), 

1 

1 

die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Gemeinde umgelegt 

wird(§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AbwAG NRW). 

(3) Die Schmutzwassergebühr und die Niederschlagswasser(Regenwassergebühr) so­ 

wie die Gebühren nach den §§ 1O und 11 dieser Satzung sind grundstücksbezogene 

Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück(§ 6 Abs. 5 

KAG NRW). 
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§ 2 

Gebührenmaßstäbe 

(1 ) Die Gemeinde erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz­ 

und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, 

Verregnen und Verrieseln). 

(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 3) . 

(3) Die Niederschlagswassergebühr (Regenwassergebühr) bemisst sich auf der Grund­ 

lage der Quadratmeter der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche 

auf den angeschlossenen Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abfluss­ 

wirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 4). 

§ 3 

Schmutzwassergebühren 

(1 ) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerbli­ 

chen Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlosse­ 

nen Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m3) 

Schmutzwasser. Veranlagungszeitraum für die Schmutzwassergebühr ist das Kalen­ 

derjahr. 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 

bezogene Frischwassermenge (§ 3 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversorgungs­ 

anlagen (z. B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Was­ 

sermenge (§ 3 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten 

und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die gemeindliche Abwasseranlage 

eingeleitet werden (§ 3 Abs. 7). 

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch den Wasserzähler 

des örtlichen Wasserversorgers ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversor­ 

gungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wasser­ 

menge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktio­ 

niert, so wird die Wassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Ver­ 

brauchs des Vorjahres geschätzt. Die Datenübernahme vom örtlichen Wasserversor­ 

ger sowie die Datenspeicherung und Datennutzung der Wasserzähler-Daten des 
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Wasserversorgers erfolgt, um dem Gebührenpflichtigen die zweimalige Ablesung sei­ 

nes Wasserzählers zu ersparen. Sie dient der ordnungsgemäßen Erfüllung der Ab­ 

wasserbeseitigungspflicht der Gemeinde (§ 46 Abs. 1 LWG NRW) und der Abwasser­ 

überlassungspflicht durch den gebührenpflichtigen Benutzer (§ 48 LWG NRW) sowie 

zur verursachergerechten Abrechnung der Schmutzwassergebühr und zum Nachweis 

der rechtmäßigen Erhebung der Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der Grundstück­ 

seigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf 

informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu dulden. 

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. privaten Brun­ 

nen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennach­ 

weis durch einen auf seine Kosten eingebauten und messrichtig funktionierenden 

Wasserzähler nach § 3 Abs. 7 dieser Satzung zu führen. Der Nachweis über den 

messrichtig funktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem 

Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist 

die Gemeinde berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu 

schätzen (z. B. auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgeleg­ 

ten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstun­ 

den der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im 

Gemeindegebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht mess­ 

richtig funktioniert. 

(5) Auf besonderen Antrag können bei Bäckereien die abzugsfähigen Wassermengen auf 

der Grundlage des Mehlverbrauchs im Erhebungszeitraum ermittelt werden. Dabei ist 

von einer anzurechnenden Wassermenge von 0,75 m3!Tonne Mehl auszugehen. Zur 

Kontrolle der verbackenen Mehlmenge müssen die Antragsteller die entsprechenden 

Lieferscheine vorlegen. 

(6) Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung und bei privater oder gewerb­ 

licher Tierhaltung wird die Wassermenge um 1 2 m3/Jahr für jedes Stück Großvieh 

herabgesetzt. 

Bei der Ermittlung der Vieheinheiten ist der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände 

in Vieheinheiten nach Anlage 1 des Bewertungsgesetzes in der gültigen Fassung an­ 

zuwenden. Maßgebend ist die Viehzahl am Stichtag der Viehzählung des vorange­ 

gangenen Kalenderjahres. Können die zurückgehaltenen Wassermengen durch ein­ 

gebaute zusätzliche Wasserzähler ermittelt werden, so sind diese Werte anzuerken­ 

nen. 
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(7) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück ander­ 

weitig verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwund­ 

mengen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. 

Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Ge­ 

bührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine auf seine Kos­ 

ten eingebaute, messrichtig funktionierende und geeignete Messeinrichtung in Anleh­ 

nung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess-EichV) zu führen: 

Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 

Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen 

Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller­ 

Angaben durchzuführen und der Gemeinde nachzuweisen, um die ordnungsgemäße 

Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser Nachweis 

nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 

Nr. 2: Wasserzähler 

Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht 

möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch 

einen auf seine Kosten eingebauten, messrichtig funktionierenden und geeichten 

Wasserzähler zu führen. Der Wasserzähler muss in Anlehnung an das Mess- und 

Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder 

durch einen neuen Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung des Herstellers er­ 

setzt werden. Aus der Konformitätserklärung muss sich ergeben, dass der Wasser­ 

zähler messrichtig funktioniert. Der Nachweis über die messrichtige Funktion sowie 

Eichung des Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis 

nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 

Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 

Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Wasser­ 

schwundmengen technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumut­ 

bar, so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu 

führen. Aus diesen Unterlagen muss sich insbesondere ergeben, aus welchen nach­ 

vollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen Abwassereinrichtung nicht 

zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unter­ 

lagen müssen geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schätzung der auf dem 

Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfba­ 

ren Unterlagen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend ge­ 

machten Wasserschwundmengen nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige 
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durch ein spezielles Gutachten bezogen auf seine Wasserschwundmengen den 

Nachweis erbringen will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der 

Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit der Gemeinde abzustimmen. 

Die Kosten für das Gutachten trägt der Gebührenpflichtige. 

Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch einen schriftlichen 

Antrag bis zum 15.01. des nachfolgenden Jahres durch den Gebührenpflichtigen bei 

der Gemeinde geltend zu machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine Berück­ 

sichtigung der Wasserschwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 

1 5.01. des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonntag endet die Aus­ 

schlussfrist am darauf folgenden Montag. 

§ 4 

Niederschlagswassergebühr 

(1 ) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die Quadratme­ 

terzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche, von 

denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abfluss­ 

wirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht leitungsge­ 

bundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten und/oder befestigten 

Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser in die gemeindliche 

Abwasseranlage gelangen kann. 

(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der 

Selbstauskunft der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der 

Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Gemeinde die Quadratmeterzahl der be­ 

bauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die öffentliche Abwasseran­ 

lage abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungs­ 

pflicht). Auf Anforderung der Gemeinde hat der Grundstückseigentümer einen Lage­ 

plan oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten 

(bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen entnommen werden können. Soweit 

erforderlich, kann die Gemeinde die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der 

Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein 

Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, 

wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche 

von der Gemeinde geschätzt. Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennut­ 

zung erfolgt zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der 
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Gemeinde (z. B. Planung und ausreichende Dimensionieꢀ ung deꢀ  öffentlichen Kanä­ 

le), zur veꢀ uꢀ sacheꢀ geꢀ echten Abrechnung deꢀ  Niedeꢀ schlagswasseꢀ gebühꢀ  und zum 

Nachweis deꢀ  ꢀ echtmäßigen Eꢀ hebung deꢀ  Niedeꢀ schlagswasseꢀ gebühꢀ . Insoweit hat 

der Gꢀ undstückseigentümeꢀ  als Gebühꢀ enschuldneꢀ  den damit veꢀ bundenen Eingꢀ iff 

in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden. 

(3) Wiꢀ d die Gꢀ öße der bebauten und/oder befestigten Fläche veꢀ ändeꢀ ꢂ so hat deꢀ  

Gꢀ undstückseigentümeꢀ  dies der Gemeinde inneꢀ halb eines Monates nach Abschluss 

der Veꢀ ändeꢀ ung anzuzeigen. Füꢀ  die Ändeꢀ ungsanzeige gilt § 4 Abs. 2 entspꢀ echend. 

Die veꢀ ändeꢀ te Gꢀ öße deꢀ  bebauten und/odeꢀ  befestigten Fläche wiꢀ d mit dem 1. Tag 

des Monats beꢀ ücksichtigtꢂ nach dem die Änderungsanzeige duꢀ ch den Gebühꢀ en­ 

pflichtigen deꢀ  Gemeinde zugegangen ist. 

§ 5 

Gebührensätze 

(1) Die Schmutzwasseꢀ gebühꢀ  betꢀ ägt je m3 Frischwasseꢀ bezug 3,12€. 

0,66€. 

(2) Die Niedeꢀ schlagswasseꢀ gebühꢀ  betꢀ ägt je m2 

angeschlosseneꢀ  bebauteꢀ  und befestigteꢀ  Gꢀ undstücksfläche 

§ 6 

Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

(1 ) Die Gebühꢀ enpflicht beginnt mit dem 1. des Monatsꢂ deꢀ  auf den Zeitpunkt deꢀ  be­ 

tꢀ iebsfeꢀ tigen Heꢀ stellung des Anschlusses folgt. Eꢀ hebungszeitꢀ aum ist das Kalendeꢀ ­ 

jahꢀ  und bei Beginn deꢀ  Gebühꢀ enpflicht wähꢀ end eines Kalendeꢀ jahꢀ es deꢀ  Restteil 

des Jahꢀ es. 

(2) Füꢀ  Anschlüsse, die beim Inkrafttꢀ eten dieseꢀ  Satzung beꢀ eits bestehen, beginnt die 

Gebührenpflicht nach dieseꢀ  Satzung mit deꢀ en Inkꢀ afttꢀ eten. 

(3) Die Gebühꢀ enpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseꢀ anlage. 

Endet die Gebühꢀ enpflicht im laufe eines Monats, so wiꢀ d die Benutzungsgebühꢀ  bis 

zum Ablauf des Monats eꢀ hobenꢂ in dem die Veꢀ ändeꢀ ung eꢀ folgt. 
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§ 7 

Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtige sind 

a) der Grundstückseigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch der Erbbau­ 

berechtigte, 

b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstücks 

dinglich berechtigt ist, 

c) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. 

Mehrere Gebührenpflichtige haꢀ en als Gesamtschuldner. 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom Beginn 

des Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung im Grundbuch 

folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. Nut­ 

zungswechsel hat der bisherige Gebührenpflichtige der Gemeinde innerhalb eines 

Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen. 

(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen sowie der Gemeinde die erforderlichen Daten und Unterlagen 

zu überlassen. Sie haben ferner zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das 

Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlage festzustellen oder zu überprüfen. 

§ 8 

Andere Berechtigte und Verpflichtete 

Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und 

Pflichten gelten entsprechend für alle anderen Gebührenpflichtigen gern. § 7 Abs. 1 

Buchst. a) - c). 

§ 9 

Fälligkeit der Gebühr 

(1 ) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbeschei­ 

des fällig. Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden. 
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(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen 

erfolgt einmal jährlich, und zwar zum Jahresbeginn für das abgelaufene Kalenderjahr. 

Soweit erforderlich, kann sich die Gemeinde hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflich­ 

tigen bedienen. 

§ 10 

Abschlagszahlungen 

Die Gemeinde erhebt am 1 5.02., 1 5.05. , 15.08. und 15.1 1. jeden Kalenderjahres Ab­ 

schlagszahlungen in Höhe von % des Betrages der mit dem Gebührenbescheid festgeleg­ 

ten Jahres-Abwassergebühr. Die Gebühr entsteht am 01 .01. des jeweiligen Kalenderjah­ 

res. 

§ 11 

Vorausleistungen 

(1) Die Gemeinde erhebt am 1 5.02., 1 5. 05. , 1 5.08. und 1 5.11 . jeden Kalenderjahres 

nach § 6 Abs. 4 KAG NRW Vorausleistungen auf die Jahres-Schmutzwassergebühr 

in Höhe von % der Schmutzwassermenge, die sich aus der Abrechnung des Vorjah­ 

res ergibt. Ist eine solche Berechnung nicht möglich, bemessen sich die Abschlags­ 

zahlungen und Teilzahlungen nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer 

Haushalte oder Betriebe. Die Gemeinde erhebt am 1 5.02., 1 5.05. , 15.08. und 1 5.11. 

jeden Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 KAG NRW Vorausleistungen auf die Jahres­ 

Niederschlagswassergebühr in Höhe von % der bebauten (bzw. überbauten) 

und/oder befestigten sowie abflusswirksamen Flächen, die sich aus der Abrechnung 

des Vorjahres ergibt. 

(2) Der Vorausleistungssatz entspricht dem Gebührensatz für das jeweilige Kalenderjahr. 

(3) Die Gebühr entsteht erst am 31 .1 2. des jeweiligen Kalenderjahres. Die Endabrech­ 

nung und endgültige Festsetzung erfolgt im darauf folgenden Kalenderjahr durch Be­ 

scheid. 

(4) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vorausleistungen bemessen wurden, 

so wird der übersteigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden Vorausleistungen 

zu gering bemessen, wird der fehlende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben. 

Nach der Beendigung des Benutzungsverhältnisses werden zuviel gezahlte Voraus- 
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leistungen erstattet. Die auf einen zurückliegenden Erhebungszeitraum bezeichneten 

Abrechnungsbeträge sowie die sich aus der Abrechnung der Vorausleistungen erge­ 

benden Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 

Bescheides fällig. 

§ 12 

Verwaltungshelfer 

Die Gemeinde ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und Vorauszahlun­ 

gen der Hilfe des zuständigen Wasserversorgers oder eines anderen von ihr beauftragten 

Dritten zu bedienen. 

§ 13 

Auskunftspflichten 

(1) Die Beitrags- und Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren 

erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie 

haben zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die 

Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

(2) Werden die Angaben veꢀ eigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlan­ 

gen, so kann die Gemeinde die für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter 

Berücksichtigung aller sachlichen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten 

Sachverständigen auf Kosten des Gebührenpflichtigen schätzen lassen. 

(3) Die vorstehenden Absätze gelten für den Kostenersatzpflichtigen entsprechend. 

§ 14 

Billigkeits- und Härtefallregelung 

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere 

nicht beabsichtigte Härten, so können die Abwassergebühren gestundet, ermäßigt, nie­ 

dergeschlagen oder erlassen werden. 
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§ 15 

Zwangsmittel 

Die Androhung und Festseꢅzung von Zwangsmitꢅeln beꢀ  Zuwꢀ derhandlungen gegen diese 

Satzung richꢅeꢅ sich nach den Vorschrꢀ ꢀ en des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW 

ꢀ  n der jeweꢀ ls gültigen Fassung. 

§ 16 

Inkraꢀ treten 

Dꢀ ese Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraꢀ ꢂ Gleichzeitig tritt dꢀ e Gebührensatzung vom 12. 

Dezember 2002 zur Entwässerungssatzung der Gemeꢀ nde Langerwehe vom 15. Dezem­ 

ber 2000 außer Kraꢀ ꢃ 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffenꢅlꢀ ch bekannt gemachtꢃ 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrheꢀ n-Westfalen kann gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jah­ 

res seit ꢀ hrer Bekanntmachung nicht mehr gelꢅend gemachꢅ werden, es sei denn, 

a) Eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige­ 

verfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) 

c) 

d) 

Die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffenꢅlich bekannꢅ gemacht worden, 

Der Bürgermeister haꢅ den Raꢅsbeschluss vorher beanstandet oder 

Der Form- oder Veꢄahrensmangel isꢅ gegenüber der Gemeinde vorher gerügꢅ 

und dabeꢀ  verletzte Rechꢅsvorschriꢀ  und die Tatsache bezeichnet worden, dꢀ e 

den Mangel ergibtꢃ 

Langerwehe, den 14. Dezember 2018 Der 

( G „ bels ) 
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